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Wider offiziöse Demagogie

Gewinne verschieben

Ein Band Kurt Pätzolds mit Auszügen aus Faschismusanalysen. Von Arnold Schölzel

Eine Broschüre über Steuertricksereien von Großunternehmen in der EU

Wer in der Bundesrepublik 
Faschismus als Produkt der 
bürgerlichen Gesellschaft 

bezeichnet, wird vom Inlandsgeheim-
dienst, Verfassungsschutz genannt, be-
obachtet. Laut Bericht des entsprechen-
den Landesamtes Bayern ist das z. B. 
beim Historiker Kurt Pätzold, der kürz-
lich den Band »Faschismusdiagnosen« 
vorlegte, der Fall. Arbeiten wie diese 
müssen also wegen Extremismusver-
dachts registriert werden, Vorträge fin-
den vermutlich unter Aufsicht statt. Die 
Behörde, die das betreibt, gibt ebenso 
wie die anderen 16 Verfassungsschutz-
ämter auf Landes- und Bundesebene 
vor, nie etwas von der Mordserie des 
sogenannten Nationalsozialistischen 
Untergrunds gewusst zu haben. Fest 
steht allerdings, dass es allein im Nürn-
berger Gebiet von ihren Agenten mit 
ausgezeichneten Kontakten zu Thürin-
ger Neonazis nur so wimmelte. Die wie-
derum wurden dutzendfach von Thü-
ringer Amtskollegen gefördert, wie ein 
Untersuchungsausschuss des dortigen 
Landtages festgehalten hat.

Das Thema »Faschismus« wird 
70  Jahre nach der militärischen Zer-
schlagung der verheerendsten Aus-
geburt dieser politischen Bewegung, 
der deutschen, in Behörden, Schulen, 
an den Universitäten und in den Medi-
en der Bundesrepublik mit grotesker 
Heuchelei behandelt. Wer den Begriff 
an Stelle von »Nationalsozialismus« 
verwendet, macht sich verdächtig, dem 
bundesdeutschen offiziösen Fundamen-
talismus von »Rechte und Linke haben 
die Weimarer Republik zerstört«, »rot 
gleich braun», »zwei deutsche Dikta-
turen«, »Totalitarismus« oder »Extre-
mismus« nicht anzuhängen. Der Begriff 
sei offenkundig »aus Deutschland-West 
erfolgreich deportiert worden«, so Pät-
zold. Er illustriert das mit einer Epi-
sode, die sich 2010 in der Humboldt-
Universität zutrug: In einem Seminar 
wurde Geschichtsstudenten »aufgetra-
gen, Texte des Publizisten und Antifa-
schisten Carl von Ossietzky zu lesen«. 
Als man sich erneut traf, habe sich die 
Seminarleiterin erkundigt, ob es Fragen 
oder Kommentare zum Gelesenen gebe. 

»Darauf fragte eine Teilnehmerin, ob 
dieser Ossietzky ein Kommunist gewe-
sen sei, und erklärte auf die Gegenfra-
ge, wie sie darauf gekommen sei, er 
schreibe doch ›Faschismus‹, also nicht 
›Nationalsozialismus‹.«

Pätzold weist darauf hin, dass die 
Verwendung des demagogischen Eti-
ketts »Nationalsozialismus« durch 
seine Erfinder und heutige Verbreiter 
einhergeht mit dem Schweigen über die 
Gesellschaft, die Regime und Ideolo-
gie hervorbrachte. Er stellt nach seiner 
Einführung, in der er sich u. a. detail-
liert mit Einwänden gegen die Faschis-
musdefinition der Kommunistischen 
Internationale (KI) befasst, 65 Auszüge 
aus Texten kommunistischer, sozialde-
mokratischer, linker Politiker und Pu-
blizisten vor, die sich als Zeitgenossen 
mit dem Faschismus befassten. Die 
Zusammenstellung ist chronologisch 
geordnet und reicht von einer Rede des 
Begründers der Italienischen Kommu-
nistischen Partei, Amadeo Bordiga, 

im November 1922 auf dem IV. Welt-
kongress der KI über »Ursprünge und 
Anfänge der faschistischen Bewegung« 
bis zu einem Text des ungarischen Phi-
losophen und Literaturwissenschaft-
lers Georg Lukács von 1945 über »Den 
weltgeschichtlichen Ort des (deutschen) 
faschistischen Regimes«. Seine Absicht 
sei gewesen, so Pätzold, »den histori-
schen Prozess der Analyse der neuarti-
gen Erscheinung zu verdeutlichen«. Das 
sei mit Fehlern und Irrtümern verbun-
den gewesen  – Pätzold weist z. B. auf 
die inflationäre Bezeichnung der Sozial-
demokratie und bürgerlicher deutscher 
Regierungen vor 1933 als »faschistisch« 
von seiten kommunistischer Politiker 
hin. Texte dieser Art, die »einen eigenen 
Band füllen könnten«, wurden hier aber 
nicht aufgenommen, ebensowenig Kon-
troversen über Strategie und Taktik des 
Widerstandes.

Eine Auswahl dieser Art hat es in 
deutscher Sprache noch nicht gegeben, 
um so mehr ist zu hoffen, dass sie ei-

ne weite Verbreitung findet  – auch als 
Mahnung: dass politische Irrtümer bei 
wesentlichen Themen »meist bitter be-
zahlt werden müssen«, so Pätzold, und 
»dass ohne theoretische Arbeit prakti-
sche politische Erfolge nicht zu erzie-
len sind«. Zusammen mit der Einfüh-
rung – einem Mustertext für eine trotz 
der Kürze umfassende Analyse einer 
Problemgeschichte – weisen die Auszü-
ge die Existenz einer vernachlässigten 
Traditionslinie vor allem marxistischer 
Theorie nach. Bücher dieser Art sind 
angesichts der aktuellen Situation zur 
Aufklärung der Demagogie im Umgang 
mit Faschismus und Faschisten erneut 
dringend nötig.

Kurt Pätzold: Faschismus-Diagnosen. 

Verlag am Park, Berlin 2015, 140 Seiten, 

12,99 Euro

Der Autor stellt das Buch am Don-

nerstag, dem 26. November, um 19 Uhr 

in der jW-Ladengalerie vor (10119 Berlin, 

Torstr. 6).

Der Linke-Europaparlamentsab-
geordnete Fabio De Masi be-
grüßt in seinem Vorwort zu der 

Broschüre »Lux Leaks. Von Oasen und 
Briefkästen«, dass die Verantwortlichen 
für Steuerdumping in internationalen 
Großkonzernen durch die Veröffentli-
chung der »Luxemburg-Leaks« heute 
vermehrt unter Druck stehen.

Ein Hinweisgeber, der frühere Be-
schäftigte einer Wirtschaftsberatung 
Antoine Deltour, hatte zusammen mit 
einem Netzwerk von Journalisten im 
Herbst 2014 aufgedeckt, wie Luxem-
burg es multinationalen Unternehmen 
ermöglicht hatte, Gewinne mit Hilfe 
»schmutziger Tricks« vor jeder ange-
messenen Besteuerung in dem Groß-
herzogtum in Sicherheit zu bringen. Die 
Dokumente beziehen sich auf den Zeit-
raum 2002 bis 2010, in dem der heu-
tige EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker dort Premierminister 
war. Die Publikation beleuchtet diese 
Machenschaften anhand der Beispiele 

von Google und McDonald’s, infor-
miert über Steueroasen in der EU und 
skizziert Lösungen für ein gerechteres 
Steuersystem.

Im Beitrag »Steuervermeidung für 
Anfänger« heißt es, »während lokale 
Unternehmen wie die Eckkneipe, die 
Dorfbäckerin und auch größere mittel-
ständische Unternehmen Steuern auf ih-
re Gewinne zahlen müssen«, gelte dies 
für multinationale Konzerne kaum. Sie 
nutzten Lücken und Unterschiede im 
Steuerrecht von Staaten aus und seien 
dadurch in der Lage, ihre Steuern auf bis 
unter ein Prozent ihrer Gewinne zu drük-
ken. »Das ist dann so wie bei Warren 
Buffet, einem der reichsten Menschen 
der Welt, der öffentlich erklärte, er zahle 
im Verhältnis zu seinem Einkommen 
weniger Steuern als seine Sekretärin«.

So hätte Google 2014 in Deutsch-
land 30 Prozent Gewinnsteuern zahlen 
müssen. Tatsächlich berappte das Unter-
nehmen dem Fiskus der BRD lediglich 
acht Millionen Euro, was etwa einem 

tausendstel des weltweiten Gewinns in 
Höhe von 13 Milliarden Euro entsprach. 
»Der Grund ist, dass Google einen Groß-
teil seiner deutschen Gewinne zusam-
men mit Gewinnen aus anderen Ländern 
über Irland auf die Bermudas verschiebt, 
um dadurch der Gewinnbesteuerung zu 
entgehen«, erklären die Autoren. Selbst 
in Irland hätte Google noch 12,5 Prozent 
versteuern müssen. Auf den Karibikin-
seln liegt der Steuersatz hingegen nur 
bei 0,75 Prozent. Über Briefkastenfir-
men konnte der Internetriese seine Über-
schüsse somit fast an allen nationalen 
Haushalten vorbeischleusen.

Auch McDonald’s habe sich 2013 ein 
»Steuersparmenü« schmecken lassen. 
Die Fastfoodkette setzte Burger und 
Fritten im Wert von 20,3 Milliarden Eu-
ro um. Jedoch hatte der Konzern 2008 
in Luxemburg die Holdinggesellschaft 
McDonald’s Europe Franchising Sàrl 
gegründet, mit Filialen in der Schweiz 
und den USA. Der Luxemburger Toch-
ter übertrug McDonald’s die Nutzungs-

rechte der Lizenzen und Patente (»Pa-
tentschutz« nutzen auch Belgien und 
die Niederlande als Vorwand für Steuer-
minderung und verteidigen das Modell 
vehement) für ganz Europa. »Diese Ge-
sellschaft ist eine klassische Briefkasten-
firma«, heißt es in der Broschüre: »Mit 
gerade einmal 13 Beschäftigten machte 
sie zwischen 2009 und 2013 3,7 Mil-
liarden Euro Umsatz.« In Heimatland 
Junckers zahlte der Konzern letztlich 1,4 
Prozent auf sämtliche Gewinne, die er 
2013 in der EU erwirtschaftet hatte. EU-
weite Mindeststeuersätze wären eines 
von mehreren dringend erforderlichen 
Instrumenten, um die riesigen Einnah-
men der Konzerne gerecht besteuern zu 
können. Simon Zeise

Die Linke im Europaparlament (Hg.): 

Lux Leaks. Von Oasen und Briefkästen. 

Die Steuertricks multinationaler Kon-

zerne, 32 S., kostenlos, Bezug: Louise.

schmidt@europarl.europa.eu, Down-

load: fabio-de-masi.de

Wer wie Carl von Ossietzky von »Faschismus« sprach, steht hierzulande im Verdacht Kommunist, also Extremist gewesen 
zu sein: Undatierte Aufnahme aus den 1930er Jahren im KZ Sachsenhausen
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Blätter
In den Marxistischen Blättern 

schreibt Franz-Joseph Parteder 

über die Wahl in Griechenland 

und die »Häutung von Ale-

xis Tsipras«. Klaus Wagener 

resümiert den VW-Skandal, 

Thomas Böhm analysiert das 

Krankenhausstrukturgesetz, 

Norbert Heckl berichtet vom 

ver.di-Bundeskongress – »einer 

kämpfenden Gewerkschaft«. 

Ferdinand Ostrowsky porträtiert 

den neuen Labour-Vorsitzenden 

Jeremy Corbyn, und Heidi Janicki 

erkennt im Verbot der Prostitu-

tion einen Anachronismus. The-

menschwerpunkt des Heftes ist 

»Utopie, 500 Jahre nach Thomas 

Morus Utopia« mit Beiträgen von 

Holger Wendt (»Eine Würdigung 

mit ökonomischer Schlagseite«), 

Martin Küpper (»Die Aufhebung 

der Utopie durch Ernst Bloch«), 

Thomas Metscher (»Notwendig-

keit der Utopie in finsteren Zei-

ten«), Claudius Valley (»Warum 

der Marxismus keine Utopien ver-

kündet«), Helga E. und Herbert 

Hörz (»Ist der Transhumanismus 

eine Realutopie?«) sowie Nina 

Hager über »Verlorengegangene 

Träume« der Science-Fiction 

oder wissenschaftlichen Phanta-

stik-Literatur.  (jW)
Marxistische Blätter, Heft 

6/2015, 152 S., 9,50 Euro, Bezug: 

Marxistische Blätter, Hoffnungstr. 

18, 45127 Essen, E-Mail: info@

neue-impulse-verlag.de

Mitteilungen
Die Mitteilungen der Kommuni-

stischen Plattform der Partei Die 

Linke zeichnen auszugsweise 

den Aufruf »Zeit zu handeln statt 

zu hetzen« des Parteivorsitzen-

den Bernd Riexinger nach, der 

ein Sofortprogramm für Flücht-

linge fordert. Harri Grünberg 

erinnert an die Ermordung des 

israelischen Premierministers 

Jitzchak Rabin am 4. November 

1995 (siehe jW vom 4.11.2015). 

Außerdem erinnert die Redak-

tion an Harry Thürk, »einen der 

meistgelesenen DDR-Autoren« 

mit Auszügen aus seinem Buch 

»Indonesien ’65«.  (jW)
Mitteilungen der Kommunisti-

schen Plattform, Heft 11/2015, 

38 Seiten, ein Euro Spenden-

empfehlung, Bezug: KPF, 

Kleine Alexanderstr. 28, 10178 

Berlin, Fax: 030 / 241 10 46, 

 E-Mail: kpf@ die-linke.de 

Arbeiterpolitik
Die Flüchtlingskrise steht im Mit-

telpunkt der Informationsbriefe 

der Gruppe Arbeiterpolitik. Die 

Reaktionen auf sie bewegten 

sich »Zwischen ›Willkommens-

kultur‹ und Hassparolen«, so der 

Leitartikel. Um die »Einflüsse auf 

die Klassenlage« bestimmen zu 

können, benennen die Autoren 

»Ursachen, Umfang und aktuelle 

Brennpunkte«. Außerdem: Bei-

träge zur Einschätzung der politi-

schen Lage in Griechenland, zum 

Streikausgang im Sozial- und 

Erziehungsdienst sowie zu mög-

lichen Auswirkungen der Digitali-

sierung auf die Produktion.  (jW)
Arbeiterpolitik, November 

2015, 36 S., drei Euro, Bezug: 

GFSA e. V., Postfach 106426, 

20043 Hamburg. E-Mail: arpo.

berlin@gmx.de, Download unter: 

www. arbeiterpolitik.de 
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